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1. Instanz

Aktenzeichen S 7 AL 197/00
Datum 16.08.2002

2. Instanz

Aktenzeichen L 9 AL 379/02
Datum 28.04.2005

3. Instanz

Datum -

I. Die Berufung der KlÃ¤gerin gegen den Gerichtsbescheid des Sozialgerichts
Augsburg vom 16. August 2002 wird zurÃ¼ckgewiesen.
II. AuÃ�ergerichtliche Kosten sind nicht zu erstatten.
III. Die Revision wird nicht zugelassen.

Tatbestand:

Die 1952 geborene KlÃ¤gerin war seit 03.05.1990 als Arbeiterin bei der
Briefpostabteilung der Deutschen Post AG, zuletzt in Teilzeit von 20 Stunden in der
Woche in Steuerklasse II. Sie hat einen im November 1981 geborenen Sohn. Seit
25.02.1998 war die KlÃ¤gerin arbeitsunfÃ¤hig krank und erhielt bis 07.04.1998
Lohnfortzahlung. Vom 08.04.1998 bis 23.08.1999 erhielt die KlÃ¤gerin Krankengeld
von der Betriebskrankenkasse der Post. Am 21.10.1998 wurde der KlÃ¤gerin zum
30.04.1999 gekÃ¼ndigt.

Am 03.05.1999 meldete sich die KlÃ¤gerin arbeitslos und beantragte
Arbeitslosengeld. Ihr sei gekÃ¼ndigt worden, da sie nicht bereit gewesen sei,
ErwerbsunfÃ¤higkeitsrente zu beantragen. Obgleich von der Krankenkasse noch
nicht ausgesteuert, stelle sie sich ab sofort fÃ¼r 15 Stunden in der Woche zur

                               1 / 7



 

VerfÃ¼gung, was vom Arbeitgeber abgelehnt worden sei.

Die ArbeitsamtsÃ¤rztin Dr.S. befand die KlÃ¤gerin in einem Gutachten vom
28.09.1999 fÃ¼r noch in der Lage, vier Stunden tÃ¤glich bis zu mittelschwere
Arbeiten in Tagschicht, ohne Zeitdruck, ohne Einwirkungen von Staub etc. und ohne
erhÃ¶hte Verletzungsgefahr zu verrichten.

Die Betriebskrankenkasse der Post gab in ihrer Arbeitsbescheinigung vom
04.08.1999 als das dem Krankengeld der KlÃ¤gerin zugrunde gelegtes Regelentgelt
einen Betrag von kalendertÃ¤glich 69,16 DM an.

Das Arbeitsamt bewilligte der KlÃ¤gerin mit Bescheid vom 08.10.1999 ab
24.08.1999 Arbeitslosengeld in HÃ¶he von 253,89 DM wÃ¶chentlich.

Als Bemessungszeitraum legte das Arbeitsamt den Bezugszeitraum von
Krankengeld vom 01.08.1998 bis 23.08.1999 zugrunde. Das in diesem Zeitraum
erzielte Gesamtentgelt von 26.834,08 DM teilte es durch die in diesem Zeitraum
enthaltene Wochenzahl von 55,43, woraus sich ein wÃ¶chentliches
Bemessungsentgelt von 484,11 DM, gerundet 480,00 DM ergab.

Wegen der EinschrÃ¤nkung der bisherigen Wochenstundenzahl der KlÃ¤gerin von
20 auf 15 Wochenstunden kÃ¼rzte das Arbeitsamt das Bemessungsentgelt um 1/4
von 480,00 DM auf 360,00 DM wÃ¶chentlich; dies ergab in der der Steuerklasse II
zugeordneten Leistungsgruppe B bei dem erhÃ¶hten Leistungssatz von 67 v.H. den
bewilligten Arbeitslosenhilfesatz von 253,59 DM wÃ¶chentlich.

Die KlÃ¤gerin erhob Widerspruch. Sie habe wÃ¤hrend ihrer BerufstÃ¤tigkeit ca.
2.3000,00 DM brutto monatlich verdient. Das Krankengeld dÃ¼rfe nicht zur
Bemessung ihres Arbeitslosengeldes herangezogen werden.

Das Arbeitsamt wies den Widerspruch mit Widerspruchsbescheid vom 01.03.2000
als unbegrÃ¼ndet zurÃ¼ck. Dass fÃ¼r die Zeiten, in denen die KlÃ¤gerin wegen
des Bezugs von Krankengeld versicherungspflichtig gewesen sei, das Entgelt,
welches der Bemessung des Krankengeldes zugrunde gelegt worden sei,
maÃ�geblich auch fÃ¼r die HÃ¶he des nachfolgenden Arbeitslosengeldes sei,
ergÃ¤be sich aus Â§ 135 Nr.4 SGB III. Eine Anwendung der HÃ¤rteregelung des Â§
131 Abs.1 SGB III kÃ¤me nicht in Betracht. In den zwei Jahren vor der Entstehung
des Alg-Anspruchs am 24.08.1999 kÃ¶nne die KlÃ¤gerin nicht in Ã¼berwiegenden
Zeiten ein hÃ¶heres Arbeitsentgelt als das fÃ¼r die Alg-Bemessung maÃ�gebliche,
dem Krankengeld zugrunde gelegte Regelentgelt erzielt haben, nachdem sie
innerhalb dieses Zeitraums nahezu 17 Monate Krankengeld bezogen habe.

Die KlÃ¤gerin hat dagegen Klage vor dem Sozialgericht (SG) Augsburg erhoben. Sie
hat dabei insbesondere beanstandet, dass die ihr bewilligte Leistung den von ihr
entrichteten BeitrÃ¤gen nicht adÃ¤quat sei. Diese seien vom Arbeitsentgelt und
nicht vom Krankengeld erhoben worden. Auch seien ihre BeitrÃ¤ge zur
Arbeitslosenversicherung aus dem gesamten Arbeitsentgelt einschlieÃ�lich Nacht-
oder SonntagszuschlÃ¤gen wie auch Einmalzahlungen wie Weihnachtsgeld und
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Urlaubsgeld abgefÃ¼hrt worden. Dem legte die KlÃ¤gerin BezÃ¼gemitteilungen
aus den Jahren 1994 bis 1998 bei, in denen u.a. auch ErschwerniszuschlÃ¤ge, Sonn-
und FeiertagszuschlÃ¤ge sowie NachtarbeitszuschlÃ¤ge und die Auszahlung des
Urlaubsgeldes und des 13. Monatsgehaltes ausgewiesen sind.

WÃ¤hrend des Klageverfahrens trug die Beklagte dem Beschluss des
Bundesverfassungsgerichts vom 24.05.2000 Az.: 1 BvL 1/89 u.a. (SozR 3-4100 Â§
112 Nr.34) zur BerÃ¼cksichtigung von Einmalzahlungen Rechnung. Im Vorgriff auf
die Ã�bergangsregelung des Â§ 434c SGB III legte sie dem Arbeitslosengeld der
KlÃ¤gerin ab Leistungsbeginn, 24.08.1999, ein um 10 v.H. auf 532,52 DM erhÃ¶htes
Bemessungsentgelt, gerundet 530,00 DM wÃ¶chentlich, zugrunde. Dies ergab ab
24.08.1999 einen wÃ¶chentlichen Leistungssatz von 274,54 DM, ab 01.01.2000
einen Leistungssatz von 278,04 DM wÃ¶chentlich und ab 24.08.2000 unter
BerÃ¼cksichtigung der Anpassungsvorschrift des Â§ 138 SGB III einen solchen von
281,75 DM. Die entsprechenden Bescheide vom 31.10.2000 und vom 24.08.2000
wurden Gegenstand des Verfahrens nach Â§ 96 SGG, ebenso der
Anpassungsbescheid vom 08.01.2001, mit dem die Beklagte gemÃ¤Ã� der
Leistungsentgeltverordnung 2001 ab 01.01.2001 einen wÃ¶chentlichen Zahlbetrag
vomm 284,69 DM festsetzte.

Zum Vorbringen der KlÃ¤gerin im Ã�brigen wies die Beklagte darauf hin, dass der
LeistungstrÃ¤ger, der Krankengeld bezahle, nach Â§ 26 Abs.2 Nr.1 SGB III BeitrÃ¤ge
zur Arbeitslosenversicherung abzufÃ¼hren habe.

Das SG wies die Klage mit Gerichtsbescheid vom 16.08.2002 als unbegrÃ¼ndet
zurÃ¼ck, wobei es sich im Wesentlichen den AusfÃ¼hrungen der Beklagten im
Widerspruchsbescheid anschloss.

Im Berufungsverfahren trÃ¤gt die KlÃ¤gerin vor, sie habe gerade in der Zeit vor
dem Krankengeldbezug um ca. 250,00 DM brutto weniger verdient als in den
vorausgegangenen Jahren. Sie habe nÃ¤mlich auf Anordnung ihres Vorgesetzten
fÃ¼r zwei Monate in Tagschicht gearbeitet. Nachdem sie die daraus resulierende
EinkommenseinbuÃ�e festgestellt habe, habe sie ihren alten Arbeitsplatz mit
Nachtzulage zurÃ¼ckerhalten. Dass sie von der Beklagten nicht die ihr zustehenden
Leistungen erhalten habe, ergÃ¤be sich im Ã�brigen aus den ihr vom Arbeitsamt
ausgestellten Entgeltbescheinigungen.

Hierzu legte die KlÃ¤gerin den ihr vom Arbeitsamt A. ausgestellten
Leistungsnachweis/Entgeltbescheinigung Ã¼ber den Zeitraum vom 24.08.1999 bis
13.02.2001 vor.

Die KlÃ¤gerin beantragt sinngemÃ¤Ã�, die Beklagte unter AbÃ¤nderung des
Gerichtsbescheides des Sozialgerichts Augsburg vom 16.08.2002 und des
Bescheides vom 08.10.1999 in Gestalt des Widerspruchsbescheides vom
01.03.2000 sowie der Ã�nderungsbescheide vom 31.10.2000 und der
Anpassungsbescheide vom 28.08.2000 und vom08.01.2001 zu verurteilen, ihr
Arbeitslosengeld ab Leistungsbeginn unter Zugrundelegung des von ihr vor dem
Krankengeldbezug erzielten Bruttoverdienstes zu leisten.
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Die Beklagte beantragt, die Berufung als unbegrÃ¼ndet zurÃ¼ckzuweisen.

Sie legt ein Schreiben der deutschen BKK vom 10.04.2003 vor, worin auf Anfrage
bestÃ¤tigt wird, dass der ungekÃ¼rzte kalendertÃ¤gliche Regellohn ab 08.04.1998
tatsÃ¤chlich 69,16 DM betragen habe, und verweist darauf, dass sich bei einer
Multiplikation von 69,16 DM mit sieben Kalendertagen ein Betrag von 484,12 DM,
also gleichfalls das ursprÃ¼nglich zugrunde gelegte und nochmals in Vorgriff auf
die Bestimmung des Â§ 434c auf 532,52 DM, gerundet 530,00 DM, angehobene
Bemessungsentgelt ergebe. Es sei anzuweifeln, ob die HÃ¤rteregelung des Â§ 131
SGB III in den FÃ¤llen der VersicherungspflichtverhÃ¤ltnisse nach Â§ 135 SGB III,
â�� hier Nr.4, Versicherungspflicht wegen des Bezuges von Krankengeld -,
Ã¼berhaupt Anwendung finde. Jedenfalls sei nochmals darauf hinzuweisen, dass
innerhalb des Zweijahreszeitraums nach Â§ 131 SGB III die KlÃ¤gerin etwa 72
Wochen Krankengeld und nur 32 Wochen ein Entgelt aus BeschÃ¤ftigung bezogen
habe.

Der Senat hat die Gerichtsakten erster Instanz und die Leistungsakten der
Beklagten beigezogen. Die deutsche Betriebskrankenkasse hat dem Senat den
elektronischen Auszug Ã¼ber die Ermittlung des der KlÃ¤gerin ab 08.04.1998
geleisteten Krankengeldes Ã¼berlassen.

Zur ErgÃ¤nzung des Tatbestandes im Einzelnen wird auf den Inhalt der gesamten
Akten Bezug genommen.

EntscheidungsgrÃ¼nde:

Die Berufung der KlÃ¤gerin ist zulÃ¤ssig, insbesondere statthaft und form- wie
fristgerecht eingelegt. Sie ist aber nicht begrÃ¼ndet. Das SG hat die Klage zu Recht
als unbegrÃ¼ndet abgewiesen. Die Beklagte hat das Arbeitslosengeld der KlÃ¤gerin
ab 24.08.1999 in zutreffender HÃ¶he festgesetzt.

MaÃ�geblich sind die Â§Â§ 129 ff. SGB III in der Fassung des am 01.08.1999 in Kraft
getretenen 2.SGB III-Ã�nderungsgesetzes vom 21.07.1999 (Bundesgesetzblatt I
S.1648).

Danach betrÃ¤gt das Arbeitslosengeld der KlÃ¤gerin, deren 1981 geborener Sohn
noch weiterhin als Kind im Sinne des Einkommensteuerrechts anzurechnen war, ab
24.08.1999 gemÃ¤Ã� Â§ 129 SGB III 67 v.H. des pauschalierten Nettoentgelts
(Leistungsentgelt), das sich aus dem Bruttoentgelt ergibt, das sie im
Bemessungszeitraum erzielt hat (Bemessungsentgelt).

Der Bemessungszeitraum umfasst nach Â§ 130 Abs.1 die
EntgeltabrechnungszeitrÃ¤ume, die in den letzten 52 Wochen vor der Entstehung
des Anspruchs, in denen Versicherungspflicht bestand, enthalten sind und beim
Ausscheiden des Arbeitslosen aus dem VersicherungspflichtverhÃ¤ltnis vor der
Entstehung des Anspruch abgerechnet waren.

Die KlÃ¤gerin war in dem Jahr vor der Entstehung des Anspruchs auf
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Arbeitslosengeld am 24.08.1999 nicht mehr beschÃ¤ftigt. Sie war jedoch nach Â§ 26
Abs.2 Nr.1 SGB III versicherungspflichtig wegen des Bezugs von Krankengeld
seitens der Betriebskrankenkasse der Post. In diesem Fall ist der Berechnung des
Arbeitslosengeldes nach Â§ 135 Nr.4 SGB III das Entgelt zugrunde zulegen, welches
der Bemessung der Sozialleistung zugrunde gelegt worden ist, mindestens das
Entgelt, das der Beitragsberechnung zugrunde zu legen war.

Dem elektronischen Ausszug Ã¼ber die Ermittlung des Krankengeldes der
KlÃ¤gerin ab 08.04.1998 ist zu entnehmen: die ArbeitsunfÃ¤higkeit der KlÃ¤gerin
begann am 25.02.1998. Der der Berechnung des Krankengeldes zugrunde zu
legende abgerechnete Entgeltabrechnungszeitraum nach Â§ 47 Abs.2 SGB V war
der Januar 1998. In diesem Monat betrug der Bruttoverdienst umgerechnet
1.060,79 Euro, wie sich bereits aus den LeistungsauszÃ¼gen im
Verwaltungsverfahren ergibt (2.114,88 DM). Dies ergab ein kalendertÃ¤gliches
Regelentgelt nach Â§ 47 Abs.1 SGB V in HÃ¶he von umgerechnet 35,36 Euro (69,16
DM), was Ã¼ber der Bemessungsgrundlage fÃ¼r die BeitragsabfÃ¼hrung zur
Arbeitslosenversicherung lag (28,29 Euro).

Der Rahmenzeitraum nach Â§ 130 Abs.1 SGB III erstreckte sich bei der KlÃ¤gerin
vom 24.08.1998 bis zum 23.08.1999. Im Hinblick auf den monatlichen
Zahlungsmodus des Krankengeldes hat die Beklagte den Bemessungszeitraum nach
Â§ 130 Abs.1 SGB III vom 01.08.1998 bis 23.08.1998 angesetzt. Daraus hat die
Beklagte als nach Â§ 132 Abs.1 und Abs.2 SGB III als auf das im
Bemessungszeitraum durchschnittlich auf die Woche entfallende Entgelt einen
Betrag von 484,11 DM errechnet, bei unmittelbarer Multiplikation des tÃ¤glichen
Regelentgelts von 69,16 DM mit den sieben Kalendertagen einen Betrag von 484,12
DM. Nachdem die KlÃ¤gerin durchgehend in den letzten 52 Wochen vor der
Entstehung des Anspruchs versicherungspflichtig wegen des Bezugs von
Krankengeld war, fallen allerdings nach Auffassung des Senats Bemessungsrahmen
und Bemessungszeitraum zusammen in die letzten 52 Wochen vor der Entstehung
des Anspruchs, also vom 24.08.1998 bis 23.08.1999, was aber am Ergebnis nichts
Ã¤ndert, nachdem dem Krankengeld durchgehend das gleiche kalendertÃ¤gliche
Regelentgelt von 69,16 DM zugrunde lag. Daraus errechnet sich gerundet nach Â§
132 Abs.3 SGB III ein Bemessungsentgelt von 484,12 DM wÃ¶chentlich, gerundet
480,00 DM.

Dies ergibt nach der durch das Einmalzahlungs-Neuregelungsgesetz vom
21.12.2000 (Bundesgesetzblatt I S.1971) eingefÃ¼hrten Bestimmung des Â§ 434c
Abs.1 SGB III ein ungerundetes Bemessungsentgelt von wÃ¶chentlich 535,52 DM
bzw. 532,53 DM, nach Â§ 132 Abs.3 SGB III gerundet von wÃ¶chentlich 530,00 DM.

Daraus errechnet sich in Leistungsgruppe B und dem der KlÃ¤gerin unter
BerÃ¼cksichtigung ihres Sohnes verbliebenen erhÃ¶hten Leistungssatz von 67 %
nach der Leistungsentgeltverordnung 1999 ab 24.08.1999 ein wÃ¶chentlicher
Zahlbetrag von 274,54 DM, der nach der Leistungentgeltverordnung 2000 ab
01.01.2000 auf 278,04 DM zu erhÃ¶hen war. Aus der SGB III-Anpassungsverordnung
2000 errechnete sich in AusfÃ¼hrung der Â§Â§ 138, 434a SGB III ab dem
24.08.2000 ein gerundetes Bemessungsentgelt von 540,00 DM. Dies ergab ab
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24.08.2000 eine wÃ¶chentliche Zahlung von Arbeitslosengeld in HÃ¶he von 281,75
DM, ab 01.01.2001 bis zur ErschÃ¶pfung des Anspruchs auf Arbeitslosengeld am
13.02.2001 nach der Leistungsentgeltverordnung 2001 einen wÃ¶chentlichen
Zahlungsbetrag von 284,69 DM. Dem trug die Beklagte mit den zum
Streitgegenstand gewordenen Bescheiden vom 31.10.2000 sowie vom 28.08.2000
und vom 08.01.2001 Rechnung.

Die Beklagte hat der Ermittlung des Bemessungsentgelts zu Recht den
Regelbemessungszeitraum des Â§ 130 SGB III und damit nach Â§Â§ 135 Nr.4, 26
Abs.2 SGB III das Regelentgelt zugrunde gelegt, welches dem vorangegangenen
Krankengeldbezug der KlÃ¤gerin zugrundegelegen hatte.

Â§ 131 Abs.1 SGB III lÃ¤sst sich nicht zugunsten der KlÃ¤gerin heranziehen.

Danach ist der Bemessungszeitraum auf Verlangen des Arbeitslosen auf diese zwei
Jahre zu erweitern, wenn es mit RÃ¼cksicht auf das Entgelt, das der Arbeitslose in
Zeiten der VersicherungspflichtverhÃ¤ltnisse in den letzten zwei Jahren vor dem
Ende des Bemessungszeitraumes Ã¼berwiegend erzielt hat, unbillig hart wÃ¤re,
vom Entgelt im Bemessungszeitraum auszugehen. So die fÃ¼r die KlÃ¤gerin
maÃ�gebliche, ab 01.08.1999 in Kraft getretene Fassung des Â§ 131 nach Art.6
Abs.1 des 2.SGB III-Ã�nderungsgesetzes vom 21.07.1999 (Bundesgesetzblatt I,
S.648).

Voraussetzung fÃ¼r eine ErhÃ¶hung des Bemessungsentgelts der KlÃ¤gerin wÃ¤re
demnach, dass sie einmal in der Ã¼berwiegenden Zahl der
EntgeltabrechnungszeitrÃ¤ume innerhalb des verlÃ¤ngerten Bemessungszeitraums
ein hÃ¶heres Entgelt als das von der Beklagten zugrunde gelegte
Bemessungsentgelt erzielt hÃ¤tte und dass darÃ¼berhinaus das sich im
erweiterten Bemessungszeitraum errechnende Bemessungsentgelt deutlich hÃ¶her
wÃ¤re als das sich aus dem normalen Bemessungszeitraum ergebende
Bemessungsentgelt.

Hierzu stellt Â§ 131 Abs.1 SGB III in der ab 01.08.1999 geltenden Fassung klar, dass
der Begriff des "Bemessungszeitraums" in Â§ 130 SGB III in Verbindung mit den 
Â§Â§ 135 und 26 SGB III auch der ist, von dessen Ende her nach Â§ 131 Abs.1 zu
prÃ¼fen ist ob eine unbillige HÃ¤rte vorliegt, insofern als darin auf das Entgelt
abgestellt wird, dass der Arbeitslose in den Zeiten der
VersicherungspflichtverhÃ¤ltnisse in den letzten zwei Jahren vor dem Ende des
Bemessungszeitraums Ã¼berwiegend erzielt hat.

Dies ist zweifelsfrei der Zeitraum vom 24.08.1997 bis zum 23.08.1999. Die
KlÃ¤gerin hat innerhalb dieses Zeitraums vom 08.04.1998 bis 23.08.1999, also
knapp 17 Monate das Krankengeld mit dem zugrunde liegenden kalendertÃ¤glichen
Regelentgelt von 69,16 DM bezogen, von dem sich auch das Bemessungsentgelt
des Arbeitslosengeldes herleitet. Selbst wenn das Entgelt, das die KlÃ¤gerin in der
Zeit vom 24.10.1997 und der Zeit der Lohnfortzahlung bis zum 07.04.1998 erzielt
hat, deutlich hÃ¶her gewesen sein sollte, als das der Berechnung des
Krankengeldes zugrunde gelegte Regelentgelt, was sich aus den vorgelegten
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Entgeltbescheinigungen keineswegs zwingend ergibt, wÃ¤re dies jedenfalls nicht in
der Ã¼berwiegenden Zahl der EntgeltabrechnungszeitrÃ¤ume innerhalb des
verlÃ¤ngerten Bemessungszeitraums vom 24.08.1997 bis 23.08.1999 der Fall. Es
brauchte dem daher nicht weiter nachgegangen zu werden.

Ob die Betriebskrankenkasse ihrerseits der Bemessung des Krankengeldes das
zutreffende kalendertÃ¤gliche Regelentgelt zugrunde gelegt hat, war von der
Beklagten nicht nachzuprÃ¼fen. Sie hat sich im Rahmen der Bemessung des
Arbeitslosengeldes in den FÃ¤llen des Â§ 135 Nr.4 SGB III danach zu richten,
welches Entgelt der Bemessung der Sozialleistung "zugrunde gelegt worden ist".
Die Festsetzung des kalendertÃ¤glichen Regelentgelts seitens des
KrankenversicherungstrÃ¤gers ist nach der dem Senat gegebenen Auskunft der
deutschen Betriebskrankenkasse bindend geworden und entfaltet somit
Tatbestandswirkung im Rahmen der Anwendung des Â§ 135 Nr.4 SGB III.

Soweit die KlÃ¤gerin im Berufungsverfahren den "Leistungsnachweis"/"die
Entgeltbescheinigungen" des Arbeitsamts Ã¼ber das von der KlÃ¤gerin tatsÃ¤chlich
vom 24.08.1999 bis 13.02.2001 bezogene Arbeitslosengeld vorgelegt hat, das zum
Nachweis fÃ¼r das Finanzamt und den RentenversicherungstrÃ¤ger gedacht ist und
worin wÃ¤hrend des Leistungszeitraums an Dritte gezahlte BetrÃ¤ge sowie sonstige
KÃ¼rzungsbetrÃ¤ge berÃ¼cksichtigt sind, ist die KlÃ¤gerin darauf hinzuweisen,
dass derartige wÃ¤hrend des Leistungszeitraums bei der tatsÃ¤chlichen Auszahlung
sich verschiedentlich ergebende KÃ¼rzungen, nicht Gegenstand dieses
Rechtsstreits waren.

Die Berufung der KlÃ¤gerin war demnach zurÃ¼ckzuweisen.

Erstellt am: 30.09.2005

Zuletzt verändert am: 22.12.2024
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